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Amtlicher Teil.
Ikindererbolungskürsorge .

** Am 28 . Juni 1921 tagte die erste ordentliche Mitglieder¬
versammlung des Vereins jKindererholungsfürsorge Heuberg
E . V . — zugleich auch der Verwaltungsrat — und zwar im
Kasinogebäude der Kinderstadt selbst . Der Besuch war er¬
freulich rege , und alle Teilnehmer äußerten wiederum volle
Befriedigung über das Gedeihen des Unternehmens . Dem
Verwaltungsrat und Vorstand wurde Entlastung erteilt , nach¬
dem festgestellt worden war , daß der im Vorjahr von den Ent¬
sendestellen geforderte sehr niedrige Tagessatz von 6 .50 M .
um rund eine Mark überschritten worden ist. Der Fehlbe¬
trag wird aus Zuschüssen des badischen und württembergischen
Staates getragen , geteilt nach der Zahl der für badische und
württembergische Kinder erwachsenen Verpfleglage .

Der Vorstand wurde beauftragt , mit dem Reichsschatzmini -
fterium über den Abschluß eines längeren Vertrages wegen !
Überlassung des früheren Truppenübungsplatzes Heuberg zu
verhandeln . Der Verwaltungsrat stimmte unter der Voraus¬
setzung des Zustandeskommens eines solchen Vertrages der Ver¬
größerung der jetzt aus 60 Betten beschränkten Heilstätte , so¬
wie der baulichen Verbesserung der unzulänglichen Abortan¬
lage zu .

Der Vorsitz im Verwaltungsrat muß satzungsgemäß jährlich
zwischen je einem Vertreter des badischen und württemhergi¬
schen « tädteverbandes wechseln . Rechtsrat Dr . Frank -Stutt¬
gart , Geschäftsführer des württembergischen Städteverbandes ,der im vergangenen Jahr mit Umsicht und Geschick den Ver¬
waltungsrat geleitet hatte , ist zurück - und an seine Stelle
Bürgermeister Dr . H o r st m a n n - Karlsruhe getreten .

«- Mmnds neuette IKede.
Der französische Ministerpräsident hat gestern vor der

Kammer eine Rede gehalten , die der politischen Schlau¬
heit dieses Staatsmannes ein glänzendes Zeugnis aus¬
stellt. Nur braucht Herr Briand nicht zu glauben , daß
nun die ganze Welt auf diese Schlauheit hereinfallen
wird .

Briand hat es vortrefflich verstanden , in einer ganzen
Reihe von Fragen Deutschland gegenüber die Samtpfote
zu zeigen , um dann mit geballter Faust auf den Tisch zu
schlagen und zu erklären : Ihr Deutschen mögt Euch in
vielen Punkten ganz ordentlich betragen haben, aber in
der Frage der Verurteilung der Kri e gsb es ch u l d i g-
ten benehmt ihr euch derartig , daß Frankeich gefühls¬
mäßig zu jedem Mißtrauen und praktisch zur Aufrecht¬
erhaltung der Sanktionen berechtigt ist.

Das ist eine Rabulistik , der wir gar nicht ent¬
schieden genug entgegentreten können .
Zunächst einmal spielen im Rahmen dessen, was Deutsch¬
land bereits vollbracht und erfüllt hat, die Leipziger
Prozesse doch wahrlich eine untergeordnete
Rolle . Ferner aber beharren wir bei der
Auffassung , daß bei diesen Prozessen durchaus
nach dem Gesetz, durchaus nach Recht und Gerechtig¬
keit verfahren wurde, und daß Frankreich zum mindesten
uns erst Nachweisen müßte , daß wir uns eine „Pa¬
rodie der Gerechtigkeit" geleistet haben , bevor sein Mi »
nisterpräsident eine derartig kühne Behauptung in dis
Welt schickt .

Der Kurs der französischen Politik liegt ja klar am
Tage . Man hat in Paris eingesehen , daß man mit der
Reparationsfrage , mit der Entwaffnung und den Vor¬
fällen in Beuthen keine Geschäfte machen kann. (Was
den letzten Fall betrifft , hat Briand ausdrücklich erklärt ,
daß Oberschlvsien kein deutsches Territorium sei, und daß
infolgedessen von der deutschen Regierung auch keine Re¬
chenschaft gefordert Werden könne.) Da es also mit
allen diesen Dingen nichts ist, greift Briand mit kecker
Hand nach den Dokumenten , auf denen die Freisprüchevon Leipzig geschrieben stehen, und hält sie uns vor das
Gesicht als einen neuen Vorwand , mit dem nun die Auf¬
rechterhaltung der Sanktionen begründet werden soll. ,Es kommt ja nun allerdings dem französischen Mini -
sterpräsidenten sehr gelegen , daß auch die öffentliche Mei¬
nung in England die Leidiger Urteilssprüche nicht
recht verstehen will und deshalb zurzeit eine recht er¬
regte Sprache gegenüber Deutschland führt . Aber schließ¬
lich wird der Tag Wohl nicht mehr ferne sein , an dem
Englands Staatsmänner , die sich durch die Gefühlspoli¬
tik der öffentlichen Meinung nicht in der Verfolgung grö¬
ßerer Ziele aufhalten lassen können, einsehen werden »
daß Liese ganzen Prozesse von Anfang an ein gro »
ber Unfug gewesen sind, der den allerelementarsten
Anforderungen der Gerechtigkeit widersprechen, d. h. je¬
ner wahren Gerechtigkeit , vor der es keinen
pnterschied zwischen demSieger und dem

Besiegten gibt . Daß die Leipziger Urteilssprüche
an sich unsere außenpolitische Situation erschweren, un¬
terliegt natürlich keinem Zweifel . Aber das ist nicht -
unsereSchuld . Jedenfalls ist es ein Verbrechen am
Frieden Europas und am Wiederaufbaugedanken , wenn
jetzt von französischer Seite die Frage der Kriegsbeschul -
digten in völlig übertriebener Weise in den Vordergrund
gestellt wird .

Was Oberschlesien betrifft ^ so hat sich Briand
mit einer bemerkenswerten Vorsicht geäußert . Er hält
es offenbar nicht für angezeigt , die Entscheidung des
Obersten Rates durch eine unbedachtsame Äußerung zu
erschweren.

Wichtig für unsere innere , wie äußere Politik ist die
Feststellung Briands , daß Frankreich nicht zögern
werde, sofort zu den allerschärfsten Maßnah¬
me n zu greifen , wenn in Deutschland eine all¬
deutsche Regierung ans Ruder käme . Eine
Rechtsregierung in Deutschland wäre also gleichbedeutend
mit einem neuen Einmarsch französischer Truppen .

Irgend welche Befürchtungen , daß Deutschland in ab¬
sehbarer Zeit militärisch gefährlich werden könnte , hegt
Briand bezeichnenderweise nicht . Endlich hat auch er
(sich der Aufastung Lloyd «Georges angeschlossen, daß
Deutschland keine Besorgnisse mehr er¬
weckenkönne , da Frankreich die Macht in den .Händen
habe und sich an der wichtigsten Stelle , am Rhein , befinde ;
an dieser Tatsache könnten auch die Kundgebungen deut¬
scher Nationalisten , die an irgend eine Revanche dächten,
nichts ändern . Wenn man diese Worte liest, sollte man
eigentlich glauben , daß Briand sich auf Grund einer
solchen Erkenntnis zu einer andern Politik uns gegenüber
aufschwingen könnte. Sind wir .auch nach seiner Mei¬
nung nicht mehr für Frankreich gefährlich, so braucht er
doch wahrlich - er Frage der Kiegsbeschuldigten nicht diese
übertriebene Bedeutung beizumesten. Tut er es dennoch,
so bestärkt er uns damit in der Überzeugung , Laß es
lediglich politische Machtinteressen sind, die die
Aufrechterhaltung der Sanktionen für Frankreich als
wünschenswert erscheinen lasten.

*

' ' ^ — - - -

Die Veredelung des Neicks-
notopkers.

Won besoiHercr Seite wird der „Germania " geschrieben :
Die ungerechtfertigte Härte , die in unserer Steuergesetz¬

gebung dadurch entstanden ist, daß die Realwerte nicht mit
ihrem Papiergeldpreis , sondern mit einem dem FrieVcnswert
sehr nahestehenden Preise bei der Steuerveranlagung eingesetztwurden , ist aus Gründen der steuerlichen Gerechtigkeit zu be¬
seitigen . Wenn der Rentner mit seinem Papierwertbesitz ,der Hand - und Geistesarbeiter mit fernem Paptereinkommen
zur Steuer herangezogeni wird , so muß logischerweise auch der
Besitzer von Realien mit demj Papierwert derselben heranze -
zogen werden . Wer Anspruch macht ans Ehrlichkeit und Ob¬
jektivität des Urteils , wird diesen Grundsatz anerkennen
müssen .

In der Praxis freilich ist die Auswirkung dieses Grund¬
satzes mit verhältnismäßig großen Schwierigkeiten verknüpft .
Die Dinge liegen nämlich nicht so, daß alle Sachgüter in glei¬
cher Weise im Preise gestiegen sind , wie das Geld - fiel . Fm
allgemeinen kann man sagen , daß die innere Entwertung des
Geldes wie 1 zu 10 sich stellt . Doch gM es bei den verschiede ,
neu Sachgütern wesentliche Unterschiede , die zum Teil bedingt
sind durch gesetzliche Maßnahmen . So kann man bei den
Wohnhäusern zweifellos nicht von einer Verzehnfachung des
Preises sprechen, auch nicht von einer Verfünffachung , wenn¬
gleich bei Verläufen vielfach das fünf -, sechs- und mehrfache
des Friedenswertes bezahlt wird , und die neuen Häuser garLas zwölffache bis fünfzehnsache des Friedenspreises kosten.Bei den Wohnhäusern ist die Preisentwicklung eben gehemmt
worden durch die Mietsordnnng . Aber hier ist es auch nicht
am Platze , daß das Reich entsprechend hohe Steuern von den
Verkehrswerten erhebt , weil durch die Metverordnung schon
eine soziale Abgabe in indirekter Form erhoben wird , indem
nämlich die Mietspreise künstlich niedrig gehalten werden .
Rur kommt die soziale Auslage in keinem Budget in die Er¬
scheinung . Eine andere Schwierigkeit ist die , daß man die
zukünftigen Preise und die Gestaltung des Geldwertes in der
Zukunft nicht genügend klar voraussehen kann . Veranlagt
man die Realwerte zu dem heutigen Papiergeldpreise , so kann
es geschehen, daß bei einer Erhöhung des Geldwertes eine un¬
gerechte Belastung der Realwerte eintritt . Auch daraus ist bei
dr Regelung der Frage größtes Gewicht zu legeg . Wie kann
nun vorgegangen werden , um eine möglichst gerechte Regelungder Angelegenheit zu erzielen ?

Theoretisch kann man an verschiedene Möglichkeiten denken .So könnte man daran denken , die Friedenswerte der Realien
festzusetzen , um . aus dieser Grundlage einen wirklichen Gold¬
wert zu berechnen . Von diesem Goldwert wäre dann ein be¬
stimmter Steuersatz festzusetzen als Steuerbemessungsgrund¬
lage . Dieser Steuersatz müßte dann jeweils mit dem entspre¬
chenden Geldentwertungssaktor multipliziert werben . Ein

Beispiel soll zeigen , wie sich eine , solche Regelung gestalten .Würde .
Angenommen , ein Fabrikgrundstück hätte einen Friedens ,wert von 100000 M ., also 100 000 Goldmark . Die jährlicheBelastung sei 1 Prozent von dieser Summe , das sei die

Steuerverhältniszahl . Angenommen weiter , die Geldentwer ^tung in dem betreffenden Jahre sei 1 zu 10. Dann würde dieSteuer betragen 1000 mal 10 — 10000 Papiermark . Würdein einem anderen Jahre der Entwertungsfaktor des Geldes 7
sein , so wären 7000 M . Steuer zu zahlen ujw . Diese Rege -
lung ist zwar theoretisch denkbar , hätte aber doch mancherlei
Schwierigkeiten . Die größte Schwierigkeit würde darin lie -
gen , daß ein Teil der Realwerte in der Preisentwicklung durchgesetzliche Maßnahmen gehemmt ist . Würde man aber dies«
gesetzlichen Maßnahmen aufheben (z . B . Höchstmietenordnung ),

'
so würde die Mieterschaft einen großen Teil der Lasten zu tra ,
gen haben .

Eine andere Möglichkeit , eine dem schwankenden Geldwert «
entsprechende Veranlagung durchzuführen , ließe sich erzielendurch Einführung einer laufenden Vermögenssteuer , die all«
Jahre oder wenigstens alle drei Jahre neu zu veranlagenwäre . Eine solche Vermögenssteuer neben dem Reichsnot¬opfer ist wohl aber nicht durchführbar . Ihre Sätze müßtensehr klein sein . Dann würde sie nicht sehr viel bringen .Wären ihre Sätze aber erheblich , so würden sie nicht in das
geschaffene Steuersystem hineinpasjen .

Am einfachsten und klarsten erscheint folgende Lösung :Man gestaltet bas Reichsnotspfer entsprechend den veränder¬te » Verhältnisse « um . Es muß eine Neuveranlagung stattsin ,den , wobei auch die neugebildeten Vermögen erfaßt werden .Es müßten weiter die Sachwerte veranlagt werden zu ihremheutigen gemeinen Werte . Dann wird auch bei den Sachwer¬ten der tatsächliche Papierwert als Ausgangspunkt für dieSteuer gewählt , und der große Unterschied zwischen dem Geld ,und den Sachwerten säht weg . Die Veranlagung muß unter
Berücksichtigung , des Gegenwartswertes erfolgen . Damit aber,eine künftige Steigerung des Geldwertes keine Schwierigkei -ten schafft , ist dafür zu sorgen , daß die Veranlagung von drei
zu drei Jahren wiederholt wird , wenn man nicht eine jährlich «
Veranlagung durchführen will . Die letztere würde sich nichtempfehlen , weil sie zu viel Arbeit für die Verwaltungmachen würde . Dagegen ist die dreijährige Neuveranlagungdes Vermögens von großer Wichtigkeit . Auf diese Weiffwürde es gelinge » , bei steigendem Geldwerte die Veranlagungzu rektifizieren und die Härten auszuschließen . Damit ist der
elastische Faktor , der in dem Reichsnotopfer leider fehlt , ge-
geben . Das ReichSnotopfer wird Web ertragreicher , die sage-nannten Goldwerte sind dann besteuert , und der Besitz wird
auf dies« Weise in einer gerechten und volksnürtschaftlich er¬
träglichen Form zu den Lasten des Reiches herangezogen . IwVerbindung damit aber wäre zu erstreben eine Verkürzungder Zeit , innerhalb welcher das Rcichsnotopfer gezahlt werden
muß . Eine solche Lösung der bereits zu einem Zankapfel ge-wordenen Angelegenheit der Goldwertbestenerung würde na -
türlich sein . Sie würde gerecht sein und würde vollkommen ,im Rahmen der bisherigen Steuergesetzgebung liegen . Da «System der direkten Besteuerung würde aus solche Weise nichtgeändert , sondern lediglich der große Sinn , der dem ReichS-
notopfer zugrunde lag , würde wirklich durchgeführt .

Die ganze Frage muß objektiv betrachtet werden und darfnicht Gegenstand einer verhetzenden Propaganda sein . Nuvdurch eine ruhige , objektive Behandlung der ganzen Fragekann auch vermieden werden , daß die Besteuerung Wirtschaft-lich schädliche Folgen zeitigt .

Der Stand der Reamtenräte-
trage.

Man schreibt uns :
Durch den Artikel 130 Abs . 3 der Reichsvcrfassung . durchden die Beamten nach längerer reichsgesetzlicher Bestimmung

besondere Beamtenvertretungen erhalten sollen , ist die Frageeiner Neuregelung der Beamtengesetzgebung aufgerollt wor¬den . Daß bisher ein Reichsgesetz über die Schaffung von Be -
amtenvertretungen noch nicht erlassen ist, liegt zum große »Teil in den Schwierigkeiten , die sich der Lösung der Frage ent¬
gegenstellen , wie die Beamtenvertretungen beschaffen sein sol¬len und welche Kompetenzen man ihnen zuweisen könne .
Zuerst befaßte sich die Beamtenschaft mit der Verwirklichung
dieses Gedankens . Sie konnte dabei an die schon in der Vor -
kriegszeit von ihr erhobene Forderung der Einrichtung von
Beamtenausschüssen anknüpfen . Der erste abgeschlossene Vor¬
schlag ging sodann von der Gesellschaft für Sryialreform aus ,der auch in Beamtenkreisen Beachtung fand und diskutiert
wurde . Im Sommer IVA) veröffentlichte dann das Reichs¬
ministerium des Innern einen Vorschlag, aus dem der Ent¬
wurf eines Beamtenrätegesetzes hervorging . Dieser Entwurf
wurde von der Reichsregierung im Januar d . I . dem Reichs¬rat vorgelegt und von diesem nach eingehender Beratung uns
Umarbeitung am 3 . Juni verabschiedet . In der Zwischenzeitwurde die Frage auch in den Kreisen der Beamtenschaft wei¬
ter geklärt ; sie hat durch ihre Organisationen Entwürfe aus¬
gearbeitet , die zu der Frage Stellung nehmen . Es liegen vor :
der Entwurf des Deutschen Beamtenbundcs im Verein mit .
dem Allgemeinen Gewerkschaftsbund , sowie der Entwurf des
Deutschen Gewerkschaftsbundes und des GewerksckaftsringeS
Deutscher Arbeiter -, Angestellten - und Beamtenverbände .

Die verhältnismäßig lange Vcratungsdauer des Regie¬
rungsentwurfes im Reichsrat hat ihren Grund in Meinungs¬
verschiedenheiten zwischen dem Reich und einzelnen Landes¬
regierungen über den Aufbau und die Aufgaben der Beamten -
vertretunaen . Während der Entwurf der ReichsregieruiiSBramtenräte vorsah , die eutsvrechend der Behördenoraanisa »



tiou sich ausbauten in Ortsbcamteriräte bei der örtlichen
Dienststelle, Bezirksbeamtenräte bei der Bezirksdienststelle und
Hauptbeamtenräte bei den Ministerien , und diesen Beamten¬
räten ein gewisses Mitwirkungsrecht bei der Regelung der Per¬sönlichen dienstlichen Angelegenheiten der Beamten zugestand,ging die entgegenstehende Meinung dahin , in erster LinieBeamtenkammcrn als zentrale Vertretungen der Beamten¬
schaft eines Landes oder des Reichs zu schaffen , die die Auf¬gabe der Vertretung der allgemeinen wirtschaftlichen und
rechtlichen Interessen der Beamtenschaft haben sollten. DieseKammern sollten dann als Unterorgane Ausschüsse bei den
einzelnen Behörden bilden. Vom Reichsrat ist die Frage jetztdahin entschieden worden , dass den Dienststellen unterster In¬stanz Ortsbeamtenausschüsse und Lei den Ministerien Haupt¬beamtenausschüsse einzurichten sind, während Bezirksbeamten¬
ausschüsse nur fakultativ vorgesehen werden . Die Aufgaben der
Ausschüsse sind nach dem Beschluss des Reichsrats im allge¬meinen die des Regierungsentwurfes geblieben.

Gegen die bisherige Form des Entwurfes hat nun die Be¬
amtenschaft gewisse Einwände erhoben, die vor allem auf ein
Mitbestimmungsrecht der Beamtenräte bei der Regelung der
Persönlichen dienstlichen Verhältnisse der Beamten Hinzielen.Dem Reichstag, dem der Entwurf des Beamtenrätegesetzesnunmehr zugegangen ist . wird es Vorbehalten fein , die Wünscheder Beamten auf ihre verfassungsrechtliche und praktischeDurchführbarkeit zu prüfen und mit dem gegenwärtigen Ent¬wurf des Gesetzes in Einklang zu bringen .

politische Neuigkeiten .
Kriand vor der französischen Ikammer .

Paris , 11 . Juli . Auf der Tagesordnung der Kammer standdie Beratung über die zu bewilligenden Kredite für Cilicienund Syrien . In seinen Erklärungen , in denen er die Aus¬
führungen der verschiedenen Redner beantwortete , kam Briand
zuerst auf die syrische Frage zu sprechen . Die Unterhand¬
lungen mit den Kemalisten seien wieder aufgenommn , und
er hoffe auf einen baldigen Austausch der Kriegsgefangenenund sofortige Einstellung der Feindseligkeiten, die in Wirk¬
lichkeit schon seit einiger Zeit zum Stillstand gekommen seien.Tie Regelung der syrisch- türkischen Grenze dürfte so erfol¬
gen, dass den Interessen der Bundesgenossen Frankreichs kein
Abbruch geschehe. Die Türkei müsste ihre Nationalsduveräni -
tät , ohne welche kein Staat regieren könne , bewahren . Hin¬
gegen fordere Frankreich selbstverständlich gewisse Garantien .So dürften die Dardanellen und die Bosporus -Meerenge mit
ihrer internationalen Bedeutung nicht mehr diesem oder
jenem Volk gehören. Erschwert würden die Verhandlungen
durch das Misstrauen der türkischen Nationalisten . Dieses
Misstrauen sei leider durch übertriebene Forderungen des Ver¬
trages von Sevres erregt worden.

Was die deutsche Lage anbetreffe , so sei Deutschland weit
davon entfernt » irgendwie besorgniserregend zn sein. Frank¬
reich habe die Macht und befinde sich an der wichtigen Stelle ,am Rhein . Tarrn könnten auch Kundgebungen deutscher
Nationalisten und alle Träume der Pangermanisten , die die
Lehre des Krieges immer noch nicht erfasst hätten und an
irgend eine Revanche dächten , nichts ändern , Frankreich werde
nicht zugeben, dass Deutschland seine materiellen oder morali¬
schen Interessen irgendwie gefährde. In Oberschlesien sei die
Lage einen Augenblick lang so schwierig gewesen, dass ein
blutiger Konflikt zu befürchten gewesen sei . Er habe, wie er
dem Parlament schon früher gesagt habe, alles getan , um
das Risiko eines blutigen Abenteuers zu vermeiden . Das
Parlament habe ihm damals zugestimmt und er glaube, im
Interesse und Sinne des ganzen Landes gehandelt zu haben.Der General Lerond habe vielleicht der schwierigen Lage, in
welcher sich jemals ein Franzose weitab von seinem! Lande
befunden habe, die Spitze bieten müssen. Sein Man , der in
Gemeinschaft mit den englischen und italienischen Kommissio¬
nen ausgearbeitet worden sei, sei durchgeführt worden. Die
Autorität der Interalliierten Kommission in Oberschlesien sei
wicderhergestellt.

Sodann kommt Briand auf die Ermordung des Majors
Montalsgre in Beuthen zu sprechen , die er als feigsten und
schändlichsten Mord bezeichnet . Aber er müsse darauf Hinwei¬
sen, dass Oberschlesien kein deutsches Territorium sei, sondern
von der Interalliierten Kommission in Vollmacht regiert und
verwaltet werde. Auf einen Zwischenruf, welche Strafmah -
nahmen die französische Regierung wegen der Ermordung im
Auge habe, erwidert Briand , die Kammer solle sie ihm dik¬
tieren . Ein anderer Zwischenruf verlangt von Briand , dass
er selbst einen derartigen Beschluss fasse . Briand erwidert
darauf , er müsse nochmals hervorheben, dass Oberschlesien kein

deutsches Territorium sei, und dass infolgedessen von der deut¬
schen Regierung für diesen Zwischenfall keine Rechenschaft , e.fordert werden dürfe noch könne. Der General Lerond habedie notwendigen Schritte getan , u . a . habe er den Belagerungs¬zustand verhängt usw . Es habe Verwundete und Tote gege¬ben und der deutsche Bürgermeister von Beuthen sei verjagtworden. Der Schritt des deutschen Außenministers von Rosensei lediglich aus Korrektheit erfolgt . Er konnte auch nichtsanderes sein . Dass Deutschland Oberschlesien zu behaltenwünsche , sei klar. Die Rede des Reichskanzlers in Breslaubeweise das , sie zeige jedoch nicht die französische These.Briand erinnert wieder daran , dass die ursprüngliche Fassungdes Versailler Vertrages die Angliederung Oberschlesiens anPolen vorgesehen habe und dass diese Bestimmungen erst, aufEinspruch der deutschen Friedensdelegation in die bekannten
Plebiszitbestimmungen abgeändert worden seien. Es sei so¬mit von vornherein eine starke Stimmung für Polen vor¬
handen gewesen.

Ohne sich weiter über diese Frage auszusprechen, kommtBriand dann auf die Frage der Kriegsbrschuldigten zu spre¬
chen. Dass die Alliierten, um Deutschland gefällig zu sein,zugelassen hätten , dass Zugeständnisse an Deutschland gemachtworden seien, sei nicht die Schuld der jetzigen französischen
Regierung . Die Kammer hätte , als das Zugeständnis gemachtworden sei, protestieren können, habe es aber nicht getan . Siekönne infolgedessen auch nicht die jetzige französische Regierungfür dieses Zugeständnis verantwortlich machen . Im März seidie Forderung auf Aburteilung der Kriegsschuldigen geltend
gemacht worden, da Deutschland bis zu diesem Augenblick inder Bestrafung nichts unternommen Halle . Die Urteile hät¬ten in England und Belgien Empörung erweckt und würden
in Frankreich als ein Skandal betrachtet. Angesichts dieserUrteile habe er die Überzeugung gewonnen ,datz Frankreich sich
nicht an einer derartigen Parodie der Gerechtigkeit weiterhin
beteiligen dürfe und die französische Delegation abberufen .
Gewisse Leute betonten, dass man mehr hätte tun können.Man hätte die französische Armee vormarschieren lasse» kön¬
nen , aber dazu sei im Notfall immer noch Zeit . Wenn die
Kammer der Ansicht sei, dass er, Briand , nicht scharf genug
gehandelt habe, so solle sie es ihm sagen, er lasse ihr Zeit ,
noch vor der Verlesung des Feriendekretes sich hierüber zu
entscheiden . Ferner betonte er, daß , wenn Pangermanistendas Kabinett Wirth stürzen würden , Frankreich die Macht be¬
sitze, um sofort notwendig werbende Maßnahmen zu ergreifen .Er seinerseits sei gewillt, dieses im Notfall kategorisch und
sofort zu tun - In der Politik besitzen nicht nur die materiellen
Massnahmen, sondern auch die moralischen Seiten ein be¬
deutendes Gewicht. Man habe zu schwach gefunden , was
Frankreich getan habe, er aber habe nur eine Politik betrieben,die damals die Kammer sowie der Senat gutgeheißen hätte .Wenn sich nun die Ansicht über die allgemeine Politik ge¬ändert haben sollte , so müsse die Kammer es sagen.

Zum Schluss sprach er die Hoffnung aus , dass das deutsche
Volk endlich seine wahren Interessen verstehen werde. Er
erwarte , dass die Demokratie in Deutschland, wenn sie festen
Fuß fasse, Frankreich die Wiederaufnahme normaler Be¬
ziehungen mit ihm gestatte. Alles, was notwendig sei, um
dieses Ziel zu erreichen, ohne dadurch die Sicherheit Frank¬
reichs zu schwächen, werde seine Regierung tun . Die Straf¬
maßnahmen seien ergriffen worden, um die Wiedergut¬
machung, die Bestrafung der Kriegsschuldigen und die Ab¬
rüstung Deutschlands zu erwirken . Die Aufhebung der Be¬
setzung von Ruhrort , Düsseldorf und Duisburg sei ins Auge
gefaßt worden, sobald diese drei Ziele erreicht worden seien.
Wann dieser Fall eintreten könne , müsse Deutschland selber
entscheiden . Die Urteile , die das Reichsgericht gefällt habe,
sprächen eine beredte Sprache . Die Besetzung des Ruhr¬
beckens sei ein ganz anderer Fall , der mit der Annahme des
Ultimatums durch Deutschland in Zusammenhang stehe . Der
Reichskanzler Wirth habe bisher alles getan , um seine Ver¬
sprechungen zu halten, aber dieses genüge nicht , um eine Rück¬
nahme der Strafmaßnahmen zu fordern . Eine solche sei nicht
möglich und auch für Deutschland nicht wünschenswert. Wenn
in Deutschland eine Regierung mit einer für Frankreich un¬
annehmbaren Politik ans Ruder komme , so würde der Fall
gagz anders liegen und Frankreich andere Massnahmen er¬
greifen müssen. Deutschland sei besiegt und müsse endlich
seine Verpflichtungen durchführen. Die französische Regie¬
rung nehme gern davon Kenntnis , dass bisher von der neuen
deutschen Regierung der beste Wille gezeigt worden sei .Die Ausführungen Briands wurden , soweit sie die ober¬
schlesische Frage betrafen , durch zahlreiche Zwischenrufe und
besonders durch einen Zwischenfall mit Lefevre, der Briand
vorwarf , er habe zur Annahme des Ultimatums durch die
Deutschen nicht die genügende Truppenzahl mobil gemacht,
unterbrochen . Die folgenden Ausführungen , in denen Briand
von der möglichen Verständigung und der Aufnahme normaler

Die Dniverlitätskliniken und
lonltige Ilnltilute in zfreiburg .

In unserem Bericht über den Besuch des Haushaltsaus¬
schusses in Freiburg am 28 . Juni haben wir versprochen, die
Schilderungen über die einzelnen Institute nachzutragen .
Des ständigen Raummangels wegen entledigen wir uns erst
heute dieser Pflicht . Wir lassen sie im nachfolgenden folgen :

Das pathologische Unstitut.
Der Direktor , Prof . Dr . L. Asch off , wies zunächst auf

die erweiterten Aufgaben hin , welche die pathologische Ana¬
tomie zu erfüllen habe, insofern neben Fragen der wissen¬
schaftlichen Medizin vor allem auch die der sozialen Medizin,des Versicherungswesens und der öffentlichen Hygiene berück¬
sichtigt werden müssen. Das Pathol . Institut war während
desj Krieges Mittelpunkt einer ausgedehnten Forschungs¬arbeit der deutschen Pathologen an allen Fronten . Die Re¬
sultate dieser Arbeit in Gestalt einer gross angelegten wissen¬
schaftlichen Sammlung befinden sich zum Teils in Berlin ,zum Teil in Freiburg . Die Sammlung soll vorwiegend den
Fragen der normalen und krankhaften Konstitution dienen,um damit exakte Unterlagen für die soziale und Versiche¬
rungsmedizin zu gewinnen . Gleichzeitig gab der Krieg die
Möglichkeit, ein sehr umfangreiches Düaterial zum Studiumder verschiedenen Volksseuchen zu sammeln .Der Vortragende bespricht besonders die Entwicklung der
Schwindsucht , von der wir annehmen müssen, . dass sie
schon meist in der frühesten Jugend als sogenannter Primär¬affekt in der Lunge erworben wird . Der dadurch bedingteJmmunitätszustand bedingt dann je nach seiner Stärke unddem zeitlichen Intervall den Ablauf der in späteren Lebens¬
zeiten auftretcnden Neuinfektion . Diese hängt gleichzeitigwiederum von der Gesamtkonstituiion des Körpers , seinerErschöpfung durch Krankheit , Unterernährung usw . ab . Der i
sehr verschiedenartige Verlauf der Schwindsucht mit den ver¬
schiedenen Entwickelungsstadien wird an der Hand von Samm¬
lungspräparaten noch weiter demonstriert . Gleichzeitig er¬folgt ein« Besichtigung der übrigen konstitutions - und kriegs¬pathologischen Sammlung, . d^e mit Hilfe deutsch - amerikani¬
scher Stiftungen nach dem Kriege so weit aufgestellt und aus -
gebaut werden konnte, dass sie der Allgemeinheit zugänglich

gemacht werden kann , 'schliesslich findet noch eine Besichti¬
gung des Sektionsraumes statt , wobei auf die unhygienischen
Verhältnisse des fast 46 Jahre alten hölzernen Gestühls in
demselben seitens des Direktors des Instituts aufmerksam
gemacht wird . Ein Ersatz desselben durch eisernes Gestühl
ist der Wunsch, der als wirklich dringend bezeichnet wird.

Der Raummangel .
Wir betreten zunächst die Arbeitszimmer des Direktorsund der beiden Prosektoren . Für alle gemeinschaftlich ein

Vorraum , in dem gleichzeitig die ganze Büroarbeit erledigtwerden mutz . Laboratorium haben die genannten Herren
jeweils ausser ihrem Zimmer nicht , so dass derselbe Raumals Empfangszimmer , Vorbereitungszimmer und Laborato¬rium gelten muß . Sämtliche Assistenten zusamen haben nureinen einzigen Raum , die Laborantin gar keinen. Der Hör¬
saal ist im alten Zustand , und von der Lage des Projektions¬apparates abgesehen, allen- Ansprüchen genügend . Eine Ände¬
rung des Projektionsapparates -ist leider auf später zurück¬gestellt. Im Obergeschoss sind Laboratorien , in der Mitte
nur Korridor mit Notdach darüber . Hier steht ein Teil der
rieugeschaffenen Sammlung , der andere Teil ist in einer
Holzbaracke magaziniert . Diel Sammlungen leiden unter
diesem Zustand selbstverständlich sehr. Durch außerordentlich
engen Zugang lm Souterrain gehen wir am Leichenkellervorüber in die Baracke, deren Licht und Raum genügt . ImWinter , wenn gleichzeitig über 360 Studenten darin arbeiten
(es liegen bis zu 46 Leichen gleichzeitig auf , neben zahlreichen
Einzelpräparaten ) , genügt geringe Heizung allen Anforderun¬
gen . Im Sommer , wo der Kurs des Lichtes wegen von 3—4
ist, ist die Hitze unerträglich , wovon man bei der Führung eine
blasse Ahnung bekam . Aus dem Rückweg passieren wir den
Leichenkeller, niedrige, kellerähnliche Räume (aus dem Jahre1869) ohne künstliche Bentilierung , wegen Fliegen und Mäu .
sen durch Fenster nicht lüftbar , Räume , die aufs dringendsteeines Ersatzes bedürfen (wie er in luftigen Leichenräumenim neubewilligten Flügel vorgesehen ist ) . Besonders dringend
muss darauf hingewiesen werden, dass auch eine Anzahl Ein¬
richtungsgegenstände, Schränke, Vitrinen usw. sofort beschafftwerden sollten, um die neugeschasfenen Sammlungen , Prä¬parats , Photographien , Modelle, Instrumente gerade währenddes besonders vielen Schmutz bringenden Neubaues sicherbergen zu können ; provisorische Unterbringung bedeutete
auf doppelte Weise Verteuerung .

Beziehungen mit Deutschland sprach, ivurden mit lebhaften,Beifall auf den meisten Bänken des Hauses ausgezeichnet.Desgleichen auch der Absatz, in dem Briand von dem guter»Willen des Kabinetts Wirth sprach Auch die Erklärungen ,daß Frankreich im Notfall von seiner Macht kräftigen Ge¬brauch „rachen würde , fanden lebhaften Beifall bei der Mehr ,zahl des Hauses.

Gberscblesien .
Beuthen , 10. Juli . Die hiesigen Gewerkschaften haben anldie interalliierte Kommission ein Schreiben gcrichret, in demsie sich gegen die Unterstellung wenden, daß ein Deutscher derMörder des Majors Mvntalegre sei. In der Eingabe wird!aufs schärfste dagegen protestiert, dass man in Beuthen vor¬

gebe wie in einem Lande, in dem der Kriegszustand herrsche.Es wird von der interalliierten Kvmmiffion verlangt , die Er¬
gebnisse der Untersuchung, die von de» Franzosen erzielt wor¬den sind, den deutschen Behörden zur Kenntnis zu bringe ^damit es möglich ist, die Täter zu ermitteln . i

Oppeln, 11 . Juli . Die Lage in Oppeln ist gespannt . Pol¬nische Apobeamte, die znrückkehrten, gerieten In Konflikt mit
deutschen Flüchtlingen . Bei einer Razzia der Apo auf nachtssich herumtreibende Frauen wurden drei Frauen und eil,Franzose auf der Flucht durch Schüsse verletzt. Tie Franzo¬sen ziehen Verstärkungen heran . Ein Sekretär KorfantySwurde in Oppeln von Unbekannten belästigt.

Ikurze polit . Nacbricbten.
Berlin -, 11 . Juli . Zur Erfüllung des Artikels 26 des Zah¬lungsplanes des Reparationsausschusses hat die Kriegslasten »

kommifsion dem Reparationsausschuss zum 1 . Juli 1921 eine
Schuldverschreibung über 12 Milliarden Goldmnrk übergeben,die vom 1 . Mai 1921 mit 5 Prozent verzinst uns vom 1 . Mvi1921 ab jährlich mit 1 Prozent unter Zuwachs der durch die
Tilgung ersparten Zinsen durch Rückzahlung zum Nennwert
getilgt wird. Als Sicherheit für diese Zahlungen bestimmt die
deutscke Regierung an erster Stelle die Erträgnisse aller deut¬
schen See - und Landzöllc, insbesondere alle Ein - und Aus -
fuhrabgaben , die Erträgnisse eine Abgabe von 28 Prozent aufden Nennwert aller deutschen Ausfuhr , soweit sie nicht bereit»einer miderweitig auferlegten gleichen und höheren Abgabe
unterworfen ist und schliesslich Erträgnisse derjenigen direktenoder indirekten Steuern , die von der deutschen Regierung vor.
geschlagen und von dem Garantiekomitee in Ergänzung oder
als Ersatz für die vorgenannten Bons angenommen werden.Die Schuldverschreibung ist jetzt und in Zukunft befreit vor,,allen neuen Steuern und Lasten aller Art .

Berlin , 11 . Juli . Ter Stenerausschuß des Reichstages hat
folgenden für die Einkominenfterrerveranlagung wichtigen An¬
trag angenommen : Der Reichstag wolle beschließen : 1 . da»
Reichsftnanzministerium zu ersuchen , anzuordnen , daß die
Finanzämter bei der Festsetzung von Normalsätzen als Hilfs¬mittel für drei Einkommensteuerveranlagung solcher Steuer¬
pflichtiger, die ihr Einkommen nicht auf Grund geordneter
Buchführung ailgeben können , Sachverständige aus den ver¬
schiedenen Einkommensarten zuziehen müssen. Bei der Aus¬
wahl der Sachverständigen sind nach Möglichkeit Berufsver¬bände zu hören ; 2. das Reicbsfinanzministerium zu ersuchen,dahin zu wirken, dass die von den Finanzämter » ernannter, ,Mitglieder genau den Anforderungen der MM . entspreche !,und wo das nicht der Fall ist, baldmöglichst eine Änderungin der Zusammensetzung herbeizuführen .

Bochum, 12. Juli . In dem Bericht über die Lage des Ar, ,beitsmarktes wird erwähnt , dass bis Ende Mai bei der Düs¬seldorfer Regierung bereits 72 Stillegungen »nd Betriebsein¬
schränkungen gemeldet waren . In der Zeit vom 1. bis 24.
Juni erfolgten die Stillegungen oder Einschränkungen weite¬
rer 27 Betriebe , ohne dass es möglich ist , die Entlassung vonArbeitern vor dem Ablauf der Sperrfrist zu verhindern . Noch
schärfer kommt die trostlose Lage zum Ausdruck ln der weit¬
verbreiteten Streckung der Arbeit . Bon 566000 Arbeitern iw
Düsseldorfer Bezirk werden etwa 200 000 mit verkürzter Ar¬
beitszeit beschäftigt , ohne daß die Arbeitsmarktlage dabei
ihren Tiefstand erreicht hat. In dem Bericht der Industrien ,besonders über die Wirkung der Rheinzollinre werden Auf¬
tragsrückgänge von 66 Prevent verzeichnet. Es mehren sichdie Fälle , in denen Jndustrieunternehmungen von dem besetz-,ten in das unbesetzte Gebiet verlegt werden.

Die 'lllniversitätsbibliotbek .
Um 12 )4 Uhr mittags wurde die Universitätsbibliothek untetzFührung ihres Direktors Professor Jacobs eingehend besichz

tigt . Die große Notlage der Bibliothek beruht in erster Linist
auf dem schweren Raummangel . Sowohl die Unterbringungneuer Erwerbungen an Büchern , wie die Platzbesorgung fürsdie diensttuenden! Beamten verursacht die äußerste Sorge .
Büchermagazine wie Verwaltungsräume sind völlig überfüllt ,der Lesesaal reicht nicht mehr aus für die Zahl der Be¬
nutzer. Notdürftige Hilfe für wenige '

Jahre kann, was die
Unterbringung von Neuerwerbungen angeht , der Ausbau ,d. h. die Besetzung mit Büchergestellen, des einen noch leeren
Saales über dem Lesesaal bringen , eine Besserung der un¬
erträglichen Enge der Berwaltungsräume ist ohne Anbau
nicht zu ermöglichen.

Ist diese Raumnot ein besonderes Leiden der Frei¬
burger Universitätsbibliothek , die Wohl von Anfang an (1902 )
zu klein angelegt war , so ist der Mangel an Mitteln für die
Erwerbung ausländischer Literatur , vor allem der für die
gedeihliche Weiterentwicklung wissenschaftlicher Arbeit unum¬
gänglich notwendigen ausländischen Zeitschriften ein
schweres Gebrechen, das die Freiburger Bibliothek mit allen
ihren deutschen Schwestern teilt . Hier tut schleunige Hilfenot , die freilich eine Verdoppelung der zurzeit zur Verfügung
stehenden Mittel , d . h . eine Erhöhung derselebn auf rund
300 000 Mark erfordert . Hoffentlich verschließt sich die Ein¬
sicht der Mitglieder des Haushaltsausschusses , die mit ein-
gehendem Verständnis die missliche Lage der Universitäts¬
bibliothek wahrzunehmen Gelegenheit hatten , dieser wohl eherals den Neubau lösbaren Frage nicht.

Das Forst -Institut .
Beim Eintritt in das forstliche Institut begrüßte Professor

Hausrath die Mitglieder des Ausschusses . Er führte aus ,wie das erfreuliche Steigen der Besucherzahl — Sommer
1920 etiva 50, Winter 1980/21 118, jetzt 138 Studierende
des Forstwesens, zu denen noch zahlreiche Hörer aus anderci »
Fakultäten kommen —, beweise, dass die Verlegung nach Fr e
bürg ein glücklicher Griff war . Von den Besuchern sind60 Württemberger , 38 Badener , etwa ein Viertel der Stu¬
dierenden stammt aus anderen deutschen Staaten und dem
Ausland . Gelingt es, Freiburg auf seiner wissenschaftlichen
Höhe zu halten , so würde auch künftig der Besuch gut sein.

i



Kadiscbe Älbersicftl .
Die Deutscknationalen und das Kaden¬

werk .
dem Stuttgarter deutschnationalen Organ äußert sich

»er deutschnationale Abgeordnete im Badischen Landtag Mo.
ge» über die Umwandlung der badischen Landes -Elektrizitäts -
Wrsvrgung in eine Aktiengesellschaft . Er betont, daß seine« raktion nur deshalb dagegen stimmte, weil die Gesellschaft
Gütlich und das Privatkapital daran gar nicht beteiligt sei .
Gr meint, die Banken hätten für die Obligationsanleihe nur
deswegen so weitgehende Sicherungen verlangt , weil sie bei
dem Überwiegen des Staates kein Zutrauen zu der persön¬
lichen Tüchtigkeit der Geschäftsleitung hätten .

Tie „Mannheimer Volksstimme" antwortet darauf folgen¬
des : „ Herr Mager verschweigst, daß auch bis jetzt schon daS
Merk unter kaufmännischer und technischer Leitung stand wie
ein anderes Unternähmen . Er stellt sich auch ganz unwissend
st, Dingen , über die im Haushaltsausschuß genau Auskunft
gegeben wurde , und nur auf dieser scheinbaren Unwissenheit
kann er seine Schlußfolgerungen aufbauen . Er verschweigt
seinen Lesern auch, daß von seiner Fraktion im Ausschuß nicht
«ine einzige Anregung gegeben oder ein Abänderungsantrag
gestellt wurde. Er spricht von sozialistischem Einfluß , dem es
guzuschreiben sei, daß die Gesellschaft die rein staatliche Form
«rbielt , und er verschweigt , daß alle Parteien , mit Ausnahmeder Deutschnationalen , einstimmig für diese Form eintraten .
Diese Einstimmigkeit war , wie im Haushaltsausschuh mitge¬teilt wurde , im Kabinett , im Ausschuß und im Landtag vor¬
handen . Herr Mager meint , wir hätten von Württemberglernen sollen ; dort hat man die Bergwerke an das Pribatkapi -
kal ausgeliefert . Auch di« Neckar-Aktiengesellschaft , in der das
Privatkapital mit 12 Prozent der Beteiligung im Auffichts-rat ebenso stark vertreten ist als das Reich und die Länder mit
88 Prozent , gefällt Herrn Mager sehr gut . Herr Mager mag
Recht haben mit dem Gedanken, daß Kapitalisten aus den
staatlichen Elektrizitätsanlagen mehr herausgeholt hätten als
der Staat , aber doch nur auf Kosten der Stromabnehmer .
Im übrigen hat die staatliche Elektrizitätsversorgung bewiesen,daß auch ein staatliches Werk gut geleitet werden kann, und
auch andere Betriebe haben diesen Beweis schon erbracht ; es
muß nur dafür gesorgt werden, daß die tüchtigsten Personen
nicht vom Privatkapital weggeschnappt werden, und das istd«i der Aktiengesellschaft als Form des Staatsbetriebs leichter
P » verhüten . . ." _

Der Verband der Kad . Dandwerker -
genossensckatten

hielr am Samstag nachmittag in Karlsruhe seinen 11 . Hand -
toertergenossenschaftstag ab, d^r von zahlreichen Genossen¬
schaftsmitgliedern aus dem ganzen Land , Vertretern der
staatl . und städt. Behörden, der politischen Parteien , von an¬deren Wirtschaft ! . Korporationen und Verbänden besucht war .Der Vorsitzende Lacroix begrüßte die Anwesenden auf das
herzlichste und hieß besonders die Gäste willkommen. Regie-
xungsrat Bucerius sprach namens des Ministeriums des In¬nern und wünschte der Tagung segensreichen Erfolg . Ge¬
heimerat Schüler überbrachte die Grüße des Verbandes Pfalz .Erwerbs - und Wirtschaftsgenofsenfchaften und hob hervor , daßdie Pfälzer treu zum deutschen Vaterland halten . Sie bäten
Kur um tatkräftige Unterstützung ihrer rechtsrheinischen Brü¬der .

Vorstandsmitglied, Bibliothekar Lohr, hielt sodann einen
längeren Vortrag über die wirtsch. Lage und die gewerblichen
Ĝenossenschaften . Redner zeichnete ein düsteres Bild unserer
Wirtschaftlichen Lage, wie sie sich unter dem DiktaturfriedenWon Versailles gestaltet habe und weiter gestalten Iverde . Alles
ziele darauf hin , Deutschland zu vernichten. Redner hob die
Bedeutung des genossenschaftlichen Lebens, insbesondere fürden Handwerker hervor. Die Genossenschaften müßten alles
-tun , um möglichst mit eigenen Mitteln zu arbeiten und aufs«ngste mit den Kreditgenossenschaften zusammen gehen, die
vornehmlich im Warenverkehr unseren Genossenschaften her¬vorragende Dienste geleistet hätten . Redner berührte die Va-
kutaschwierigkciten , die Beseitigung der Zwangswirtschaft , der
«ran keine Träne nachweine, und mahnt die Genossenschaften,vie Reserven zu stärken u. abzuschreiben, was irgendwie abzu-
fchreiben möglich sei. Redner verlangt weiter : Einen Vertre¬ter in Berlin , damit unsere Interessen gewahrt würden , engenAnschluß der Genossenschaften an den Verband , Stärkung des
jPenoffenschaftslebens, wozu die Neuregelung , der Berufsorga .

nisalionen beitragen werde, die die Zwangszugehörigkeit vor¬sehe, u«d tritt für praktischen Sozialismus ein . Die Sotziali-fierungAbestrebungen würden Fortschritte machen , da müsseder Mittelstand seine Stellung behaupten. Redner verlangteine gesunde Rationalisierung der Betriebe — bei geringenAufwendungen höchsten wirtschaftlichen Effekt. Der genossen¬schaftliche Gedanke gewinne immer mehr an Boden , über dieHälfte der deutschen Bevölkerung sei heute genossenschaftlichorganisiert und interessiert . DaS ganze deutsche Molk habegegenwärtig nur ein genossenschaftliches Ziel : Wir wollen un¬sere Gegensätze zurückstellen , wir wollen unsere wirtschaftlichenAngelegenheiten in die eigenen Hände bekommen, und wennwir sie - rin haben, wollen wir sie auch drin behalten , (Lebh.Beifall .) Eine Entschließung betr. Bauarbeiten kam nichtmehr zur Abstimmung.
Syndikus Dolland erstattete den Tätigkeiks- und Revisions¬bericht. Er gab Belehrungen und Winke für einen gesundenAufbau der Genossenschaften. In Schwierigkeiten möge mansich rechtzeitig an den Verband wenden. Die Zahl der Neu-gründungen von Genossenschaften sei im vergangenen Jahreverhältnismäßig gering gewesen. Die stärkste Zunahme zei¬gen die Bäckergenossenschaften . Der Verband zählt 157 Ge¬

nossenschaften mit 11 OVO Mitgliedern . Der Gesamtumsatzdes vorigen Jahres sei auf 116 bis 120 000 000 M . zu schätzen,der Reingewinn auf 2 575 000 M . Einige Genossenschaftenhaben auch mit Verlust abgeschnitten. Am meisten gelittenhaben die Schuhmacher- und Bekleidungsgenossenschaften.Rechnungsablage und Haushaltsplan werden anerkannt . DerBeitrag der Genossenschaften zur Geschäftsführung des Ver¬bandes wird auf 45 000 M . festgesetzt. — In der darauf fol¬genden Diskussion werden mancherlei Wünsche zum Ausdruckgebracht. — Für das ausscheidende Vorstandsmitglied Theo¬dor Gärtner wird Bäckermeister Gustav Dennig -Karlsruhe inden Vorstand gewählt. In den Ausschuß werden gewählt :Bea jun .-Freiburg , Sahner -Mannheim , Groß -Mannheim undBurkart -Heidelberg. — Die Wahl des Ortes des nächstenVerbandstages wird dem Vorstand und Ausschuß überlassen .Ein Antrag Heidelberg : Belehrungs - und Besprechungskurseüber die allgemeine Handhabung der Geschäftsführung einzu¬richten, in denen die Auffichtsrats - und Vorstandsmitgliederder Genossenschafteneingehend belehrt -werden über die Funk¬tionen, die sie zu leisten haben, wurden angenommen .

Gegen die Ikleingeldöamsterei .
Ter Umlauf des von zahlreichen Stellen «usgegebe-nen Notgeldes in Scheinen unter 1 M . bildet eine Anomalieim deutschen Zahlungswesen und hatte seine Berechtigung nursolange, als die Münzstätten nicht in der Lage waren , dendurch die besonderen Verhältnisse der Kriegs - und Nachkriegs¬zeit hervorgerufenen Kleingeldmangel zu beseitigen. Inzwi¬schen ist es durch eine Reihe von Niaßnahmen gelungen, dieMiinzausprägungen erheblich zu steigern und Kleingeld in 5-,10- und 50-Pfennig -Stücken in verstärktem Ausmaß dem Ver¬kehre zuzuführen . Gleichwohl wollen die Klagen über Mangelan Kleingeld nicht verstummen und nach wie vor laufen beiden Landesregierungen Anträge von Kommunen und anderenStellen auf Genehmigung zur Ausgabe weiteren Notgeldesein, während das Bestreben doch sein muß, nicht nur neue Aus¬gaben zu vermeiden, sondern das noch umlaufende Notgeldauszumerzen .

Der trotz stärkster Steigerung der Ausprägungen immernoch in die Erscheinung tretende Mangel an Kleingeld läßtsich nur so erklären , daß die Münzen von einem Teil der Be¬völkerung in erheblichem Umfange dem Verkehr entzogen undzurückgehalten werden. Es ist an der Zeit , die völlige Zweck¬losigkeit , ja Schädlichkeit eines solchen Verfahrens nochmalsgebühren zu kennzeichnen .Die Hamsterei dieser Münzen ist zwecklos, da '
sie einen, demNennwert auch nur einigermaßen nahe kommmenden Ma¬terialwert nicht besitzen. Das 5-Pfennigstück aus Eisen hateinen Materialwert von etwa A Pfennig , die 10 PfennigEisenmünze einen solchen von noch nicht 1 Pfennig , die 10Pfennig Zinkmünze einen solchen von 2 Pfennig und das Alu -mimum bOPfennigstück einen Materialwert von etwas über4 Pfennig . Eine Möglichkeit , sich etwa durch Einschmelzen derMünzen für den Nennwert bezahlt zu machen , besteht alsonicht.

Unterscheiden sich mithin die Münzen hinsichtlich ihres Ma¬terialwertes nicht wesentlich vom Papiergeld , so auch nicht hin¬sichtlich ihrer Wertbeständigkeit. Es wäre ebenso verfehlt » dieMünze etwa deswegen zurückzuhalten und zu Hause aufzusta¬peln, weil man Wertveränderungen des Papiergeldes befürch¬tet , von denen das Metallgeld verschont bliebe. Daß eine Ab-stempelung des Papiergeldes nicht beabsichtigt ist. ist von derReichsregierung wiederholt und kategorisch erklärt worden .

Das Hamstern von Kleingeld in Münzen ist aber nicht nurvöllig zwecklos , es schädigt auch den Einzelne «. Er hat dieMühe der Aufbewahrung , die um so größer ist, je kleiner dievon ihm zurückgehaltenen Münzen find, läuft obendrein nochdie Gefahr des Verlustes des ganzen Betrages durch Dieb-ftlchl, Brand und dergl. und muß auf die Zinsen verzichten.Größer und einschneidender als die Nachteile für den Ein -zelnen find die aus der Hamsterei der kleinen Münzen sichfür die Gesamtheit ergebenden Schädigungen. Die Bedeutungdes Geldes beruht auf seiner zirkulatorischen Verwendbarkeit.Nur wenn das Geld umläuft , erfüllt es seinen Zweck. DieseRegel trifft namentlich für die kleinen Mürben zu . Sie ge¬hören in den Verkehr. In dem Augenblick , in welchem sie zu-rückgehalten werden, werden sie ihrer eigentlichen Aufgabeentzogen und erhebliche wirtschaftliche Werte gehen verloren .Um 10 000 M . zurückzuhalten, find 200 000 5-Pfennigstücke,100 000 10-Pfennigstücke oder 30 000 50-Pfennigstücke notwen¬dig. Die volkswirtschaftlichenWerte, die auf diese Weise brach,liegen, find nicht gering ; denn die fertige Münze kostet nichtnur den geringen Materialwert , sondern erfordert auch Ar-beitslöhne für das Walzen und Stanzen der Plättchen und fürdie Prägung .
Dadurch , das die kleinen Münzen ihrer eigentlichen Bestim¬mung entzogen werden, wird ferner die Regierung veranlaßt ,zur Behebung der durch das sinnlose Hamstern künstlich er¬zeugten Kleingeldnot die Münzpresse immer stärker arbeitenzu lassen und eine überfülle von KleingVd zu erzeugen. Esmuß , wenn es einmal von seinen Verstecken zurückströmt, denVerkehr in unnötiger Weise belästigen und den ohnehin über¬lasteten Organen der Zahlungsvermittlung eine Fülle unpro¬duktiver Arbeit aufbürden . In einer Zeit aber , die sparsamsteVerwendung aller Mittel und Kräfte mehr als se gebietet, istder Mißbrauch des Kleingeldes zu Zwecken der Thesaurierungdoppelt zu verurteilen .
Die Zwecklosigkeit des Hamstcrns von Kleingeld und dieSchädlichkeit sowohl für den Einzelnen wie für die Gesamtheitsteht mithin außer allem Zweifel und es sollten in der ernstenFinanzlage , in der sich das Reich befindet, keine Werte ver¬

schwendet werden . Jeder sollte an seinem Teil dazu beitragen ,daß sich die Überzeugung von der Sinnlosigkeit der Kleingeld¬hamsterei allgemein durchsetzt, uud dahin wirken, daß jederEmpfänger von Kleingeld nur den notwendigsten Bedarf bei
sich trägt , keine Münze zu Hause aufspeichert und Überschüssealsbald wieder dem Verkehr, der Post, der Reichsbank oder!einem andern Geldinstitut zujührt .

Ikmze Nachrichten aus Baden .
D2 . Heidelberg , 11 . Juli . Die Leichen der ermordeter»Bürgermeister Busse und Werner wurden heule vormittag irrder Nähe des Kümmelbacher Hofes gesunden. Zuerst entdeckteman die Leiche des Bürgermeisters Werner , die mit Steiner »bedeckt war . Eine Viertelstunde weiter wurde dann auch die

Leiche des Oberbürgermeisters Busse gefunden. Auch den Ort ,von welchen aus der Wegelagerer seine Opfer niederknallte,scheint entdeckt worden zu sein . Man fand cm diesem Orteeine noch geladene Jnfanteriepatrone . Vermutlich wurde
Oberbürgermeister Busse zuerst niedergeschoffen , während Bür¬germeister Werner vorerst nur einen Schuß erhielt , der nichtdirekt tätlich wirkte. Aller Wahrscheinlichkeit nach gelang esihm, noch eine Strecke weit zu fliehen, wurde aber dann vyndem ihm nacheilenden Täter getötet. Eine Gerichtskommis¬sion ist heute nachmittag am Tatort eingetroffen. Ebenso derverhaftete Liefert , der nach wie vor seine kühle Ruhe bewahrtund aussagt , ihm sei der Ort fremd, da er noch nie hier ge¬wesen sei . Die beiden Fundstellen liegen ca . 100 Meter von¬einander . Man hofft, daß in allerkürzester Zeit die schauer,liche Tragödie ihre restlose Aufklärung findet.

Karlsruhe , 12. Juli . Hauptlehrer Knebel -Oberschopf¬heim ist, nachdem er vor kurzem beurlaubt worden war , nun¬mehr aus dem Schuldienst entlassen worden. (Die auch in der
„Karlsruher Zeitung " mitgeteilten schweren Vergehen Knebelswährend des Krieges erhalten jetzt durch die Dienstentlassungihre Bestätigung .)

O2 . Freiburg , 11 . Juli . Am gestrigen Sonntag wurde umdie Mittagszeit auf dem Emil -Thomaweg bei Hinterzarten eiirStudent aus Freiburg von zwei 16jährigen Burschen umFeuer gebeten, und nachdem er das Verlangen abgeschlagenhatte , von hinten durch zwei Revolverschüffe verletzt . DerVerwundete wurde von einem Pfadfinder , dem Sohn einesObersten aus Freiburg , der gerade auf dem Weg zur Hüttewar , gefunden und nach Hinterzarten geleitet. Die zwei Bur¬schen, deren Verfolgung von der Gendarmerie sofort ausge¬nommen wurde , konnten noch am gleichen Tag in Neustadtverhaftet werden.

Dazu sei neben Erweiterungen der Räume für das boden-
kundliche Laboratorium und die Bücherei, die Anstellungeines Assistenten für das bodenkundliche Laboratorium , vorallem aber die Schaffung einer planmäßigen Professur für
Forstbotanik und Pflanzenkrankheiten nötig , La diese Gebiets
für die Steigerung und Sicherung des Waldertrags von der
grüßten Bedeutung seien, aber eben nur von einem Spezia¬
listen gelehrt werden könnten. Professor Hausrath schloß mit
der Bitte um wohlwollende Behandlung der dahingehendenAnträge .

Das Seminar kür Musikwissenschaft .
Das am 1 . April 1820 begründete Seminar für Musik¬

wissenschaft an der Universität Freiburg i . Br . ist das erste
planmäßige Universitätsinstitut für Musikwissenschaft in Ba¬
den . Direktor : Prof . Dr . W . Gur litt ; Assistent : Dr . Jos .
Müller -Blattau . Es ist untergebracht in den stimmungsvollenRäumen des mittleren Stockwerks der. alten Universitäts¬
bibliothek (Bertholdstr . 141) ; darunter befindet sich ein künst¬
lerisch besonders wertvoller und akustisch besonders günstigerHörsaal mit 280 Sitzplätzen und eingebauten ! Podium fürdie Chor-, Orchester -und Kammermusikübungen des Colle¬
gium musicnm. Zu diesen praktischen Übungen vereinigen
stch Dienstag und Freitag abends 8—10 Uhr die Mitgliederdes musikwissenschaftlichen Seminars und Freunde alter Musikunter den Studierenden , um alte Musik treu Im Sinne der
«ckten Meister und Stile aufzuführen . Dieser Aufgabe eines
mustkgeschichtlichen Anschauungsunterrichts dient auch die
Sammlung alter Meisterwerke des KlavierbauS (Dr . Carl A.
Pfeiffersche -Stiftung ) , der soeben eine von O . Walcker in Lud-
wtgsbnrg gestiftete bezüglich des Klangwesens originalgetreue
Nachbildung einer Orgel des 17. Jahrhunderts zuwächst.

Die einzigartige wissenschaftliche und künstlerische Bedeu¬
tung dieser Sammlung , die zum ersten mal an einer Univer¬
sität eine wesensnotwendige Voraussetzung der Musikforschung
erfüllt , besteht darin , daß sie den Studierenden der Musik¬
wissenschaft ermöglicht, alte Musik auf denjenigen Instrumen¬ten zu studieren, für die sie geschaffen ist und durch deren
Vermittlung allein sie ihre ganze Schönheit offenbart . Als
lebendige Zeugen der musikalischen Vergangenheit wurde ein
LloviceinLalo, ein Clavichord und ein Tangentenflügel vor
Augen und Ohren geführt . Auf elfterem spielte der Assistent»es Seminars einige Satze aus einer Cembalosuits van Joh .
Aerd . Fischer, des noch viel zu wenig bekannten größten

Zeitgenossen, Joh . Seb . Bachs unter den badischen Kompo¬nisten ; auf dem Tangentenflügel brachte Prof . Gurlitt dckserste Präludium aus Bachs „Wohltemperiertem Klavier " zurAusführung , und auf dem Clavichord einige Takte aus einerKlaviersonate von Mozart . Angeschlossen wurde eine Besich¬tigung der Sominarbibliothek , die außer einer reichhaltigenSammlung musikwissenschaftlicher Literatur und Zeitschriftendie Gesamtausgaben der Werke von Obrecht, Palestrina , Or -landus , Sweelinck, Schein, Schütz , Bach , Händel , sowie langeReihen der großen kritischen deutschen und ausländischen Denk¬mälerausgaben besitzt.

Das Neckt zum Lacken .
Philemon , der Schöpfer der neueren , attischen Komödie, hatsich — im Jahre 262 v . Chr. — buchstäblich totgelacht, und zwarüber den Anblick eines Esels, der Feigen fraß . Nach 2183Jahren ist es freilich schwer, den Grad der Komik festzustellen,der in diesem natürlichen Vorgang gelegen hat. Aber wenndas am grünen Holz geschah , nämlich bei einer Person vonimmerhin weltgeschichtlichem Belang , was soll , kann, darf amdürren werden, nämlich am Durchschnittsmenschen des zwan¬zigsten nachchristlichen Jahrhunderts , diesem zweifelhaften Ge¬misch aus Verfeinerung und Verrohung ? Wie und über washat der Mensch der Neuzeit zu lachen?
Sicher ist, daß Deutschland, wie es auch in anderen Bezie¬hungen den Horror vacui in seiner schrecklichsten Gestalt vorAugen sieht, nicht zu lachen hat . Aber das Lachen ist einUrelement der körperlichen und seelischen Gesundheit und auch,wo diese mangelt , der Gesundung. Deutschland ist so unfreiwie niemals zuvor, innerlich und äußerlich, und doch, eine

Freiheit liegt ihm zur Hand. Jean Paul , einer der deut-
schesten Deutschen, hat in seiner „ Vorschule der Ästhetik" ge¬sagt : „Uns fehlt zwar Geschmack für Witz, aber gar nicht An¬lage zu ihm. Wir haben Phantasie ; und die Phantasie kann
sich leicht zum Witz einbücken wie ein Riese zum Zwerg . . . .Da dem Deutschen folglich zum Witze nichts fehlt als die Frei¬heit, so geb er sich doch diesell Hätte der große Humorist die
traurigen Zeiten, die hundert Jahre später kamen, erlebt , erwürde vielleicht noch deutlichere Rezepte geschrieben haben indenr kuriosen Apothekerstil , der ihm eigen war .

Indessen : ivarum sollten die Deutschen von dem schwerenDruck, der irgendwie fühlbar auch auf jedem lastet, nicht durch

gelegentliche Zwerchfellerschütterung sich, wenn auch nur invorübergehender Einbildung , hefteten ? Das unhemmbareSpiel der Phantasie mit den Gesetzen der Logik der einen undden Torheiten der Welt auf der anderen Seite , kurz, das Ver¬gnügen über die Komparation des natürlichenUnsinns zum künstlichen kann, ohne den geringstenAnspruch auf künstlerische Hochwertung erheben zu dürfen ,nur luftreinigend wirken in dem beengten Gemüt und es wie¬der tragfähig machen für die Lasten der kommenden Tage.Wer wäre so barbarisch, dem deutschen Volke auch diesen Frei¬heitsrest noch beschneiden zu wollen? Es gibt zwischen Scherzund Intrige tausend und eine Möglichkeit , hinter komischenFiguren menschliche Wahrheit , hinter drastischen Situationen ,Wortwitze, Verwechselungen, Übertreibungen, das Leben selbstwie durch ein Kaleidoskop erheiternd aufblitzen zu lassen . Undwenn auch nur der augenblickliche Effekt belacht wird in denrGlauben , es wäre das Stück , die Posse , Burleske, Groteske— und wenn auch gar nichts weiter bleibt als das Bewußtsein,den Seifenblasen der Lächerlichkeit einen Abend
lang mit mehr oder weniger Neigung zugesehen zu haben, eSbraucht keiner sich den Anschein zu geben , daß es ihn nicht nur
irgendwie , und sei es auch nur behelfsmähg „ abgelenkt " habe;es wäre schnöder Undank, auch dies noch verleugnen zu wollen .

Will Scheller.

Literaritcke Neuertckeinungen .
Dr . meä . Wolfgang Bahn : Nerven-, Gemüts- und Geistes¬

krankheiten . Erkennung und Behandlung nach den Grund¬
sätzen des biologischen Heilverfahrens . (Verlag Hedewigs
Nächst , Curt Rüningen . Leipzig . ) Der Verfasser stellt in
diesem Buche das ganze Gebiet der Krankheiten des Nerven¬
systems so dar , daß auch der nicht mit der Anatomie und
Physiologie des Nervensystems Vertraute in den schwierigenFragen , welche Art der Deutung eine Lähmung, ein Anfallvon Krämpfen , eine Erkrankung des Gemüts oder eine Ver¬
änderung im geistigen Leben zuläßt, sich zurecht finden unddarüber klar werden kann, ob eine Heilung im Bereiche dey
Möglichkeit liegt , und was zu tun ist . Die Behandlung des!
Stoffes ist bei aller Lebendigkeit knapp uud genau, so daß
ohne Umschweife alles gesagt ist, was zum Verstand« » der
Lisgabe nötig ist.



Stsstsanzeiger.
Bekauuttmuhuu ».

Auf Antrag der technischen AufsichtSkommtsfion für die
Untersuchungs- und Prüfstelle des Deutschen Azetylenverein »
und unter den von ihr gestellten Bedingungen werden die
beweglichen Azetylen-Beleuchtungsapparate Ideal der Firma
Arthur Schlenker, Apparate -Bauaastalt in FichttgSthal, ge»
mäß dem 8 26 Ziffer 5 der Azetylenverordnung vom 23 . Ok.tober 1914 unter Typennummer 18 in allen Grützen unter
Fortfall der Wasservorlage und Reiniger als Fackeln in
jederzeit widerruflicher Weise für den Freistaat Baden zu-
gelaffen.

Karlsruhe , den 4. Juli 1921 .
Badische » Arbeitsmiaisterin « .

Der Ministerialdirektor L
I . A. : Ritzmann . Fuchs.

Ferirnsouderzü - e.
Im Bezirk der Eisenbahn -Generaldirektion Karlsruhe kom¬

men in diesem Jahre noch folgende Feriensonderzüge zurAusführung :
Am» 1. «ah 18. August 1921

von Mannheim nach Waldshut und Konstanz und zurück,
am 19. August und 2. September 1921

von Waldshut und Konstanz nach Mannheim .
Die Züge werden bis und ab Offenburg vereint geführt .Der Zug nach Konstanz nimmt seinen Weg über Triberg —

Singen , wahrend der Zug nach Wialdshut über Weil-Leopolds-höhe—Lörrach- Schopfheim—Säckingen geführt wird.Die Züge verkehren in folgendem Fahrplan :
Hinfahrt .

Mannheim ab 7.02 vorm ., Heidelberg ab 7.36 vorm. Auf»
nrchme des Anschlusses von Richtung Weinheim und Gberbach .Bruchsal ab 8.11 vorm ., Karlsruhe ab 8.38 vorm ., Offenburgan 9.55, ab 19.05 vorm ., Lahr -Dinglingen an 10.28 vorm .,Freiburg an 11.62 vorm., Müllheim an 12.W nachm ., Weil-
Leopoldshöhe an 12.57, ab 1.35 nachm ., Lörrach an 1.35 nachm .,Haagen an 1.42 nachm., Steinen an 1.54 nachm., Schopfheiman 2.10 nachm ., Wehr an 2.33 nachm ., Säckingen an 2 .50nachm., Albdruck an 3.11 nachm., Waldshut an 3 .22 nachm .Richtung Schwarzwald : Offenburg ab 10.15 vorm.,Hausach an 10.56 vorm ., Hornberg an 11 .22 vorm ., Triberg«m 11.58 vorm.. St . Georgen (Schwarzw .) an 12.39 nachm.,Peterzell -Königsfeld an 12.46 nachm ., Willinge» an 12.69 !

«achm » Donaueschingen an 1 .31 nachm.. Immen dingen anI .44 nachm .. Singen an LL4 nachm., Radeckfzell an 2.43 nachm»Konstanz au 3.08 nachm.
R ückfahr t.

Wakdshut ab 9.27 vorm» Albdruck ab SL8 vorm ., Säckingenab 10.08 vorm» Schopfheim ab 10.34 vorm ., Lörrach ab 11. 18vorm ., Weil-Leopoldshöhe an 11.19, ab 11.28 vorm ., Müll¬heim ab 12.00 nachm» Freiburg ab 12.40 nachm» Lahr -Ding ,lingen ab 1 .25 nachm .. Offenbar « an 1.44 nachm .
Konstanz ab 7.40 vorm., Radolfzell alb 8.08 vorm» Singenab 8.88 vorm» Jmmendingen ab 9.26 vorm» Donaueschingenab 9.49 vorm» Ällingen 10.12 vorm» Peterzell -Köntgsfeldab 10 .31 vorm » St . Georgen (Schwarzw .) ab 10.40 vorm»Triberg ab 11 .05 vorm ., Hornberg ab 1124 vorm» Hausach abII .41 vorm ., Offenburg an 12. 17 nachm., ab 2.00 nachm., ver¬eint mit dem Zug von Waldshut , Karlsruhe au 320 nachm»Bruchsal an 328 nachm» Heidelberg an 4.42 nachm., Mann¬heim an 5.12 nachm .
Zu den Zügen werden ab den Stationen Bruchsal , Eber¬bach Heidelberg, Karlsruhe , Ladenburg , Mannheim , McSbach

(Bcwen), Neckarelz , Neckargemünd, Pforzheim und WeinheimFahrkarten 2. und 3 . Klaffe für einfache Fahrt zu ermäßigtenPreise » nach den Stationen Bonndorf (Schwarzwald ), Do¬naueschingen, Freiburg (Breisgau ) , Hstüsach , Hinterzarten ,Hornberg , Jmmendingen , Konstanz , Lahr -Stadt , Lörrach,Müllheim (Baden ), Neustadt (Schwarzw.), Radolfzell, Säckin¬gen, Schopfheim, Singen (Hohentwiel) , Titisee , Triberg , Vil-lingen (Baden), 'Waldshut , Wehr und Zell (Wiesental ) undumgekehrt ausgegeben . Den Reifenden wird empfohlen, dieFahrkarten möglichst frühzeitig bei den vorgenannten Statio¬nen zu lösen. Es ist gestattet, die Fahrkarten auch durch Ver¬mittlung einer andern Station zu beziehen. Der Fahrkarten¬verkauf für alle Sonderzüge beginnt am Montag , den 25.Juli 1921 und endigt zwei Tage vor Abgang eines joden Son -derzugS . Der Fahrkartenverlauf kann schon früher eingestelltweiden , wenn die für die Sonderzüge vorgesehene AnzahlFahrkarten verkauft sind. Es empfiehlt sich daher, datz die
Reisenden bei der Ankunft auf der Zielstatwn auch gleich dieFahrkarten für die Rückreise lösen. Die Sonderzugkartengelten nur für den Sonderzug , für den sie gelost sind . Fahrt¬unterbrechung ist ausgeschlossen . Kinder erhalten die tarif¬mäßige Fahrpreisermäßigung . Die Fahrkarten von und nachden Stationen Eberbach, Ladenburg . Mosbach (Baden ) , Neckar¬elz , Neckargemünd, Pforzheim , Weinheim , Bonndorf (Schwarz-Wald) , Hinterzarten , Lahr -Stadt , Neustadt (Schwarzw .) , Titi¬
see und Zell (Wiesental) gelten nach und von der nächstenSonderzughaltestation zur Fahrt mit fahrplanmäßigen Zügen»bei Benutzung von Schnellzügen ist Schnellzugszuschlag zuzahlen . Fm übrigen gelten die Sonderzugskarlen in fahr¬planmäßigen Zügen nicht, auch nicht gegen Zahlung von Zu -

schlaßkmiten . Reisegepäck wird zu den BestimmungenSätzen des gewöhnlichen Verkehrs abgefertigt .Die Fahrpläne , Fahrpreise und sonstigen Bedingungen füydie Sonderzüge werden auf den Stationen durch AuShaußbekannt gemacht .

Personeller Teil.
Ernennungen, Versetzungen, Zuruhesetzungen uiw.- der pbuuuSsnge« Beamte«.

Aus dem Bereich des Justizministerium»,
Eruuunt : .

Kanzleigehilfe Franz Büppel beim Amtsgericht Karlsruhezum Äanzleiassistenten.
Lerseht :

Staatsanwalt vr Hugo Geißler in Mannheim in gleicherEigenschaft nach Karlsruhe , die Oberjustizsekretäre FriedrichLiede beim Amtsgericht Pforzheim zum Notariat Durlach ,August Lumpp beim Notariat Lahr zum Amtsgericht Wald -
kirch, Otto Tschau» beim Amtsgericht Waldkirch zumNotariat Lahr und Josef Kreimrs beim Notariat Weinheimzum Amtsgericht Weinheim, die Kanzleiassistenten HeinrichRievergelt beim Notariat Karlsruhe I—IV zum Oberlandes -
gericht Karlsruhe , Karl Dechrrt beim OberlandesgerichtKarlsruhe zur Staatsanwaltschaft daselbst und WilhelmStall beim Amtsgericht Karsruhe zum Amtsgericht Heidel¬berg, Aufseher Wilhelm Herr beim Amtsgefängnis II i«Karlsruhe zum Kreisgefängnis Rastatt .

Enthoben :
Direktor Julius Andrae in Mannheim seinem Antrag ent¬

sprechend , seines Amtes als Handelsrichterstellvertreter beiden Kammern für Handelssachen in Mannheim .
Ministerium des Kultus und Unterrichts .

Evang. Kirchenregiernng .
Ernannt :

der Pfarrer L.ic . Dr . Otto Willareth in Rheinbischofsheimgemäß 8 65 der Kirchenverfaffung zum Pfarrer in Reicharts¬hausen.
Ministerium der Finanzen.

Eisenbahn -GenrraldirrkL'.on.
Versetzt:

die Eisenbahnsekretäre Philipp Schuh in Mannheimnach Schwetzingen und Eugen Hug in Freiburg nach Karls¬
ruhe , die Eisenbahnsekretäre Jobann Hertweck in Schopfheimnach Neuenburg und Friedrich Roman « in Basel nach Hei-tersheim .

AäclllLclieL Konrenittaus .
blittvocli , dsn 13 - suli, 7 bis gsg . 10 lllrr . kdlc. 12 .20

llsk Kesi von buxomdueg .
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Bostscüeokkonto blr . 10661 lelepbon Xr . 5200
Baldikonto : Stvsu » L Lo » K.432
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Lüinmsn -, Kipson -,
unr > llsvkilvvksi 'si ' Zlsviisn

unter Zusicherung solider und sauberer ^ .uskübrungbei »nsSigsn Besonders günstige Be¬
dingungen bei Kspsioskuiesn und Unidsucksn ,

Die Stelle unseres

WM Nid KtislWM- IM
ist auf 1 . September ds . Js . neu zu besetzen . Be¬werber (Jsr .) mit kameralistischer Vorbildung , welcheim Gemeinde» und Stiftungsrechnungswesen gründlichansgebildet sind und selbständig arbeiten können, wollen
sich unter Bezeichnung ihrer Gehallsansprüche undVorlage von Zeugnissen alsbald melden. K .431 .2 .1Mannheim , den 1l . Juli 1921 .

Der Synagogenrat :
_ Max Goldschmidt. Schorsch .

SeiMlvMtllM
für konkurrenzloses Ver¬
tilgungs -Mittel für Ratten ,
Mäuse , Hamster, Schwaben,
Wanzen usw. provinzweise
zu vergeben. Enormer Ver¬
dienst und großer Absatz
gesichert . Risikolos, da Geld
für bezogene Ware zurück-
äezaytt, wenn nachweislichkein Erfolg erzielt wird.
Leichte Bearbeitungs - undLeichte Bearbeitungs - und
Absatzmöglichkeit , weil Pro¬
paganda von Fabrik aus¬
geht und mit Ratschlägen
an Hand gegangen wird.
Branchenkenntnisse nicht
erforderlich, geringes Ka¬
pital oder Kaution muß
jedoch Vorhand, sein. K.428

G . Heinr . Haas »Abt. Chemische Fabrik .Berlin 842 , Oranienftr .51.

öruotilg'gnlis
können ohne Operation und
Berufsstörung geheilt wer¬
den. Sprechstunde in Karls¬
ruhe, Hotel Souue am 16-
Julj , von 9—1 Uhr- («.24

» I». Anopk ,
SpezialarztsürBruchleiden -

oder Referendar , zu so¬
fort . Eintritt s . läng . Zeit
-- --- - gesucht. - - -- -

Rechtsanwalt Or. Pfeiffm-
berger, Mannheim . K429.3

Metallbetten
Stahlmatr ., Kinderbett-, direkt
an Private, Katalog 78 U. frei.
EisenniöbelfabrikSuhl (Thür.)

MgeL NWslW
Lktlliti,« SMtsbmkeit .
öffentliche Zustellung

einer Klage.
U. 1732 Stockach. Der

Franz Bingeffer» Schuh¬
macher in Zizenhauseu,

Prozeßbevollmächtigter :
Rechtsanwalt Dr . Mittler
in Stockach , klagt gegenden Ferdiuand Blust von
Deißlingen bei Rottweil ,
früyer in Degernau , z.

IlMlMHIMklllllll
in allen ^ Äsilungsn sind § ro8s Posten — nun (Zualitätswarsn — mit

rum Verkauf gestellt . 1.430 U

Oarl 8 eli öp k
.

Zt . an unbekannten Or¬
ten abwesend, unter der

^Behauptung , datz Beklag¬
ter im März 1921 vom
Kläger Schuhwaren zu
dem vereinbarten , übli¬
chen und angemessenen
Preise von 1401 M . er¬
hielt, aber trotz Mahnung
keine Zahlung leiste ; der
Erfüllungsort ist Zizen-
hausen, mit dem Anträge
auf vorläufige gegen Si¬
cherheit vollstreckbare Ver.
urteilung zur Zahlung
von 1401 M . nebst 5 Pro¬
zent Zinsen seit 1. April
1921. Zur mündlichen
Verharüllung des Rechts¬
streits wird der Beklagte
vor das Bad . Amtsgericht
Stockach auf Montag , den
31. Oktober 1921, vormit-
tags 9 Uhr, geladen .

Stockach , 7. Juli 1921.
Der G-richtSschreiber

Bad . Amtsgericht».

U . 125.2.1 Schopfheim.
In Sachen der minder¬
jährigen Herta Alber von
MauDurg gegen den Elek.
tromonteur Albert Burk¬
hart , zuletzt wohnhaft in
Maulburg , jetzt an un¬
bekannten Orten , wegen
Unterhalts ist Termin zur
Fortsetzung der mündli -
chen Verhandlung be¬
stimmt aus
Mittwoch, 7. Sept - 1921,

vormittag» 9 Uhr,
vor dem Bad . Amtsgericht
Schopfheim, 2. Stock ,

Zimmer Nr . 9, wozu der
Beklagte geladen wird.
Schopfheim, 6. Juli 1921.
Der Gerichtsschreiber des
_ Amtsgerichts.

I .115. Pforzheim. In
dem Konkursverfahren

über das Vermögen - des
MöbclhändlerHJakob Hecht
in Pforzheim ist Termin
zur Abstimmung über den
vom Gemeinschuldner ge¬
machten ZwangSvergleichs-
vorschlag bestimmt auf
Freitag , 19. August 1921»

vormittags S Uhr,
vor das Amtsgericht
Pforzheim . 1 . Stock, Zim¬
mer Nr. 6.

Der Bergleichsvorschlag
und die Erklärung des
Gläubigerausschusses liegt
auf der Gerichtsschreibe¬
rei zur Einsicht dev Be-
teilten auf .
Pforzheim , 5. Juli 1921.

Der Gerichtsschreiber de»
Amtsgerichts A. 3.

N.126. Pforzheim , über
den Nachlaß des am 22.
März 1921 in Rotensol
verstorbenen, zuletzt in
(Pforzheim wohnhaft ge¬
wesenen Kaufmanns und

Bücherrevisor» Hans
Weiustrauch wurde heute
am 9. Juli 1921 , vormit¬
tags 11 Uhr, das Kon¬
kursverfahren eröffnet .

Herr Rechtsanwalt Duf -
ner in Pforzheim wurde
zum Konkursverwalter er .
nannt .

Konkursforderungen find

bis zum 31. August 1921
Ibei dem Gerichte anzu¬
melden.

Es ist Termin anbe¬
raumt vor dem Amtsge¬
richt hier , Zimmer 13,
zur Beschlußfassung über
die Beibehaltung des er¬
nannten öder die Wahl
eines anderen Verwal¬
ters , sowie über die Be-
stcklung eines Gläubiger -
auSschusses und eintreten¬
denfalls über die in H 132
der Konkursordnung be-
zeichneten Gegenstände,
auf
Donnerstag , 4. Aug. 1921»

vormittags 9 Uhr,
und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen
auf
Donnerstag , 1». Septem¬
ber 1921, vorm. 11 Uhr.

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse
gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind ,
wird aufgegeben, nichts
an den Gemeinschuldner
zu verabfolgen oder zu
leisten, auch die Verpflich¬
tung auferlegt , von dem
Besitze - er Sache und von
den Forderungen , für wel¬
che sie aus der Sache ab¬
gesondert« Befriedigung
in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
31. August 1921 Anzeige
zu mache ».
Pforzheim , 9. Juli 1921 .
Der Gerichtsschreiber de»

« » tsgerichtz » . 4

MNlMAlM
Erstellung der Entwäs¬

serungsanlage für die Er¬
weiterung der Wvhnkolo-
nie 8 in Haltingen . Gem.

Finanzministerialverord -
nung vom 3. Jan . 1907
Grab - und Betonierungs¬
arbeiten und Liefern und
Verlegen von Zementröh¬
ren zu vergeben.chVerdin-
gungsuntevlagen einzu¬
sehen bei der Bahnmeiste¬
rei Weil - Leopoldshöhe.
Abgabe der Angebots¬
bogen ebenda. Angebote
verschlossen , portofrei, mit
entsprechender Aufschrift
versehen, bis zur Berhin-
gungsverhandlungam 23.
Juli 1821, 9 Nhr vorm»
bei der Bahnmeisterei
Weil-Leopoldshöhe abzug«'
ben. Zuschlagsfrist 3 Wo¬
chen. U.S62.

Basel , 4. Juli 1921.
Bahn bttuinspektion.

Die Fundamentherstel¬
lung einer Brückenwage
von 7 rn Länge aufZöll -
bahrchof Plamrain : Fun¬
damentaushub 62 cbm,Betonmauerwerk mit Ei¬
seneinlage 36 edm , Glatt¬
strich 58 qrn usw. wi .S
nach Finanzministerial -
verordnuirg vom 3. Jan .
07 vergeben. Bedingnis -
heft, Zeichnung und An¬
gebotsformulare liegen

bei der Bahnmeisterei

Weil-Leopoldshöhe aus.
Kein Versand nach aus¬
wärts . Die Angebote
sind längstens bis 22 . In .
lk, vormittags 10 Uhr,
dem Zeitpunkt der Ange-
botserüffnung , an die
Dahnmeisterei Weil -Leo-
poLshöhe verschlossen , mit
Aufschrift, Porto- und be-
jstelsgeldfrei einzusenden ,
Zuschlagsfrist 3 Wochen .

Basel , 5. Juli 1921.
Bahnibauinsprktion .

Lieferung und fertige
Aufstellung der flußeiser¬
nen Tragbauten der Weg¬
unterführung bei Km.
38,857 linkes und rechtes
Gleis und Km. 38,910lin -
kes Gleis der Schwarz¬
waldbahn zwischen Gu -
tach und Hornberg beiläu¬
fig 18 t Flußeisen und
0.5 t Stahlformgutz nach

Finanzministerialverord -
nung vom 3 . Januar 1907
öffentlich zu vergeben.
Entwurfszeichnungen und
Bedingnishefte Markgräf¬
liches Palais Karl Fried ,
richstratze 2. Stock Zim¬
mer Nr . 17 zur Einsicht.
Abgabe der Bedingnis¬
hefte gegen 5 M . Kosten¬
ersatz . (Nach auswärts M.
1 .50 mehr .) Zeichnungen
werden nicht abgegeben.
Angebote mit der Auf¬
schrift „3 Gleisbrücken

der Schwarzwaldbahn
zwischen Gutach u . Horn¬
berg" bis spätestens 2K.
Juli 1921 , vormittags 11
Uhr, verschlossen und post¬
frei bei uns einzusenden.
Karlsruhe , 9. Juli 1921 .
Drückenbaubüro der Eisen-

bahn-Generaldirektio ».

Hochbauarbeiten für die
Erweiterung der Orts¬
güterhalle in Kehl nach

Kinanzministerialverord -
nung vom 3. Jan . 1907
öffentlich zu vergeben :
Erd - und Maurerarbei¬
ten, Zimmer -, Schmiede-,

Dachdecker - , Blechner-,
Schreiner -, Glaser -, Ver¬
putz-, Schlosser-, Pflaste¬
rer - und Unstreicherarbei¬
ten . Zeichnungen, Bedin¬
gungen und Arbeitsbe-
schrisbe an Werktagen auf

unserem Dienstzimmer
Nr . 10 zur Einsicht. An¬
gebote mit entsprechender

Aufschrift verschlossen ,
postfrei bis längstens 25.
Juli 1921 , nachmittags 3
Uhr, bei uns cinzureicheu.
ZuschlagLfrisi 21 Tage.
Kehl. 9. Juli 1921 . D .13S

Bahnbauinlpektio «.
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